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Konzept zur Reduzierung der Getreideüberschüsse durch freiwilligen Verzicht auf 
den Einsatz von Pestiziden als Alternative zu geplanten Flächenstillegungen 


Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Antrag — Drucksache 10/3627 — wird abgelehnt 

Bonn, den 25. Juni 1986 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Dr. Schmidt (Gellersen) Paintner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Paintner 


Der am 8. Juli 1985 gestellte Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN wurde in Zusammenhang mit der Be- 
ratung des Agrarberichts 1986 der Bundesregierung 
(Drucksachen 10/5015, 10/5016) in der 213. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 24. April 1986 zur 
federführenden Beratung an den Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten und zur Mit- 
beratung an den Innenausschuß überwiesen. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlage am 
14. Mai 1986 beraten und vorbehaltlich der Stellung- 
nahme des Innenausschusses gegen die Stimme des 
Mitglieds der Antragsteller abgelehnt. Der Innen- 
ausschuß hat am 18. Juni 1986 gegen die Stimmen 
der Fraktion DIE GRÜNEN den gleichen Beschluß 
gefaßt. 

Bei dem Antrag geht es um folgendes: 

Die Getreideproduktion in der EG ist von Über- 
schüssen gekennzeichnet. Deren Reduzierung bei 
gleichzeitiger Einkommens Sicherung der Getreide- 
produzenten ist ein wichtiges Ziel der europäischen 
Agrarpolitik. 

Mit der Vorlage verfolgen die Antragsteller zu- 
nächst die Feststellung des Deutschen Bundestages, 
daß ein Verzicht auf den Einsatz von Pestiziden im 
Getreideanbau die Überschüsse und die Umweltbe- 
lastung durch Agrochemikalien deutlich verringern 
würde. Flächenstillegungen zum Abbau der Über- 
schüsse seien abzulehnen, da sie vor allem benach- 
teiligte Standorte träfen und zum Nachteil dieser 
Regionen den Strukturwandel beschleunigten. Es 
sei umgehend notwendig, der Forderung des Sach- 
verständigenrats für Umweltfragen nachzukommen 
und im Interesse ökologischer Erfordernisse den 
Einsatz von Pestiziden und Düngemitteln zu redu- 
zieren. 

Des weiteren verfolgen die Antragsteller ein Ersu- 
chen an die Bundesregierung, zur Erreichung dieser 
Ziele ein Programm zur Förderung des Verzichts auf 


Pestizide im Getreidebau aufzulegen. In seinem 
Rahmen sollten Einkommenseinbußen der land- 
wirtschaftlichen Betriebe gemäß regional erhobener 
Eckwerte ersetzt werden. 

Für die Ausgestaltung eines solchen Programms 
werden eine Reihe von Grunddaten vorgeschlagen. 
Grundsätzlich bleibe es jedem Bauern überlassen, 
frei zu entscheiden, ob er seinen Getreideanbau 
ohne Pestizideinsatz betreiben wolle. Für die entste- 
henden Einkommensminderungen sollten Aus- 
gleichszahlungen gewährt werden, deren Höhe jähr- 
lich durch Testbetriebe für die verschiedenen Ge- 
treidearten regional ermittelt und festgestellt wer- 
den sollten. Wer sich zum Pestizidverzicht für einen 
längeren Zeitraum verpflichte, sollte eine erhöhte 
Ausgleichssumme erhalten. Aus Kontrollgründen 
sollten die am Programm beteiligten Betriebe veröf- 
fentlicht und stichprobenartig und in konkreten Ver- 
dachtsfällen Rückstandskontrollen durchgeführt 
werden. 

Wegen der Einzelheiten wird auf den Antrag und 
seine eingehende Begründung verwiesen. 

Bei den Ausschußberatungen stieß der Antrag auf 
den einmütigen Widerstand der weitaus überwie- 
genden Mehrheit. Die vorgeschlagenen Maßnahmen 
seien mit einem viel zu großen bürokratischen Auf- 
wand verbunden und würden unlösbare Kontroll- 
probleme aufwerfen. Viel wirkungsvoller sei ein EG- 
weites Verbot der Halmverstärker, über das in Brüs- 
sel mit Nachdruck verhandelt werden sollte. Die vor- 
geschlagenen Maßnahmen könnten allenfalls für ei- 
nen Modellversuch in Betracht kommen, die Über- 
schußproblematik als solche lasse sich mit ihnen 
aber nicht lösen. 

Diese Auffassung der beteiligten Ausschüsse hat in 
der Beschlußempfehlung ihren Niederschlag gefun- 
den. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten bittet den Deutschen Bundestag daher, 
den Antrag abzulehnen. 


Bonn, den 25. Juni 1986 


Paintner 

Berichterstatter 
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